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Frage Nummer 41 
mit der dazu eingegangenen Antwort der Staatsregierung 

 

Abgeordneter 
Martin 
Stümpfig 
(BÜNDNIS 
90/DIE GRÜ-
NEN) 

Ich frage die Staatsregierung, auf wie vielen der rund 11 000 
staatlichen Dächer sind mittlerweile Photovoltaikanlagen instal-
liert, wie viele der im November 2022 von Staatsminister Hubert 
Aiwanger im Rahmen des Energie- und Wasserstoffhaushaltes 
in Höhe von 500 Mio. Euro angekündigten 50 Elektrolyseure für 
grünen Wasserstoff sind derzeit tatsächlich in Planung und sind 
die im November 2022 angekündigten 10 Mio. Euro For-
schungsgelder für Geothermie mittlerweile in das petrother-
male Forschungsprojekt EGS (Enhanced Geothermal Sys-
tems) im Raum bei Bamberg/Haßfurt/Coburg für den Projekt-
start investiert, bei der nun bereits die dritte Phase hintereinan-
der mit Voruntersuchungen verbracht wurden, ohne in die ei-
gentliche Umsetzung des Pilotprojekts einzusteigen? 

Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie 

Der Ministerratsbeschluss vom 06.11.2022 zum bayerischen Energie- und Klimapa-
ket sieht vor, durch Mittel in Höhe von insgesamt bis zu 150 Mio. Euro in den Haus-
halten 2023 ff. die Errichtung von bis zu 50 Elektrolyse-Anlagen in Bayern zu fördern 
und so dezentrale Wasserstoff-Produktionskapazitäten aufzubauen.  

Das Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie (StMWi) hat 
eine Förderrichtlinie erarbeitet und eine Ausschreibung für die beliehene Projektträ-
gerschaft des Programmes durchgeführt. Aufgrund einer Änderung der Allgemei-
nen Gruppenfreistellungsverordnung der EU-Kommission konnte die Förderrichtli-
nie erst am 27.07.2023 in Kraft treten. Der erste Förderaufruf mit einer Mittelaus-
stattung von 45 Mio. Euro fand vom 04.09. bis zum 16.10.2023 statt und war massiv 
überzeichnet, sodass die Mittelausstattung im Nachhinein auf 65 Mio. Euro erhöht 
wurde. Insgesamt wurden die 13 besten Elektrolyseurprojekte aus allen Teilen Bay-
erns ausgewählt und deren Einreicher zur Vollantragstellung aufgefordert. Durch 
das Programm befinden sich somit mittlerweile 13 Projekte mit einer Elektrolyseka-
pazität von 85 Megawatt in Planung. Der nächste Förderaufruf soll Mitte des Jahres 
2024 stattfinden.  

Weitere Elektrolyseure sollen in Bayern mit Hilfe von Bundesfördergeldern im Rah-
men des Nationalen Innovationsprogramms Wasserstoff- und Brennstoffzellentech-
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nologie (NIP) errichtet werden. Ein entsprechender Förderaufruf erfolgte im Früh-
jahr 2023. Die Gelder dafür sollten unter anderem im Rahmen des Sondervermögen 
„Klima- und Transformationsfonds“ (KTF) bereitgestellt werden, sodass nun unklar 
ist, ob Förderbescheide ausgestellt werden können. 

Mit Ministerratsbeschluss vom 06.11.2022 hat die Staatsregierung 10 Mio. Euro zur 
Verfügung gestellt, um anwendungsorientierte Energieforschungsprojekte zur Tie-
fengeothermie in Zusammenarbeit von Wirtschaft und Wissenschaft unterstützen 
zu können. Dazu können sowohl innovative Geothermieforschungsprojekte im An-
wendungsbereich der hydrothermalen Tiefengeothermie (z. B. Erzeugung industri-
eller Prozesswärme mittels Tiefengeothermie und Hochleistungswärmepumpen o-
der innovative Projekte der mitteltiefen Geothermie) als auch Projekte der petrother-
malen Tiefengeothermie zählen. Das Projekt der Geothermie-Allianz Bayern im 
Raum Bamberg Haßfurt-Coburg ist bislang ein rein wissenschaftliches Projekt, das 
vom Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst (StMWK) finanziert wird. Es lau-
fen derzeit Gespräche und Abstimmungen zwischen Geothermie-Allianz, dem Bun-
desministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK), StMWK und StMWi, um 
das Projekt neben einer Förderung durch den Bund auch mit Landesmitteln aus der 
angewandten Energieforschung unterstützen zu können. Hierzu hat die Geother-
mie-Allianz einen Projektplan entwickelt, der neben notwendigen kleinkalibrigen 
Gradientenbohrungen auch die Hauptbohrungen sowie entsprechende Tests für die 
energetische Nutzung vorsieht. 

Hinsichtlich des Teils der Anfrage, die sich auf Photovoltaik(PV)-Anlagen auf staat-
lichen Gebäuden bezieht, antwortet das Staatsministerium für Wirtschaft, Landes-
entwicklung und Energie in Abstimmung mit dem Staatsministerium für Wohnen, 
Bau und Verkehr wie folgt: Rund 1 300 staatliche Gebäude sind für PV geeignet, 
auf allen diesen werden im Endausbau PV-Anlagen errichtet sein. Derzeit sind bei 
knapp der Hälfte dieser staatlichen Gebäuden PV-Anlagen in Betrieb. 

Mit einer Investitionssumme von 125 Mio. Euro werden die noch vorhandenen Po-
tenziale bis 2025 erschlossen. 

Die Staatskanzlei nimmt bei der Erzeugung umweltfreundlichen Stroms eine Vor-
reiterrolle ein. Bereits 2012 wurde eine ca. 500 m2 große PV-Anlage auf dem Dach 
der Staatskanzlei in Betrieb genommen. Im September 2023 wurden zusätzlich 
110 m2 PV-Module verlegt und die Leistung der Anlage auf insgesamt 95 kWp er-
höht. Daraus ergibt sich ein CO2-Einsparpotenzial von insgesamt ca. 62 Tonnen pro 
Jahr.  

Die Staatskanzlei ist bereits seit 2020 klimaneutral. 

 


